
Zwischen Profit und Verantwortung

Wenn die Schweiz Freihandelsabkommen abschliesst, 
geht es um Zölle, Exportchancen und Wohlstand. Für 
Indigene Gemeinschaften kann dieselbe Politik ganz 
anders aussehen: Druck auf Land, Wälder und Rechte 
sind mögliche Folgen. In unserer Arbeit sehen wir, wa-
rum es einen verantwortungsvollen Handel braucht –
von Amazonas-Zuflüssen über Palmölplantagen bis zu 
Menschenrechten in China.
 
Im Februar 2026 besetzten Indigene Aktivist:innen in 
Santarém im brasilianischen Amazonasgebiet wäh-
rend Wochen ein Hafengelände des Agrarkonzerns 
Cargill. Sie protestierten gegen ein Dekret, das den 
Ausbau grosser Amazonas-Zuflüsse für den Güter-
transport priorisieren sollte. Nach mehr als 30 Tagen 
Protest hob die brasilianische Regierung das Dekret 
auf. Der Erfolg war lokal. Die Frage dahinter ist global: 
Welche Art von Handel fördern wir, wenn Exportkor-
ridore ausgebaut, Wälder erschlossen und Territorien 

ausgebeutet werden? Die Schweiz profitiert stark vom 
internationalen Handel. Als kleines Land ohne grosse 
Rohstoffvorkommen ist sie auf Exporte und offene 
Märkte angewiesen. Freihandelsabkommen senken 
Zölle, erleichtern Investitionen und geben Unterneh-
men Planungssicherheit. So tragen sie zum Schweizer 
Wohlstand bei. Angesichts der zahlreichen globalen 
Krisen und der ständigen Zoll-Drohungen seitens der 
USA ist die Schweiz aktuell besonders interessiert, 
Freihandel voranzutreiben. Doch Handel endet nicht 
an der Grenze. Was in der Schweiz als Zollvorteil er-
scheint, kann anderswo neue Plantagen, Strassen, Hä-
fen oder Abbauprojekte begünstigen. Damit wächst oft 
auch der Druck auf die Umwelt und die Menschen, die 
dort leben.

2026 zeigt sich diese Spannung besonders deutlich. 
Das Parlament hat das Freihandelsabkommen mit Ma-
laysia genehmigt; dagegen läuft bis Anfang Oktober 
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Referendumsfrist (siehe Beilage). Das Abkommen der EFTA (auch 
Schweiz) und den Mercosur-Staaten (auch Brasilien) ist nach dem 
Nein des Nationalrats politisch ins Wanken geraten. Gleichzeitig 
wurde das seit 2014 bestehende Abkommen mit China weiterent-
wickelt. Im August waren die Verhandlungen abgeschlossen. In 
unserer Arbeit sind all diese Abkommen mit einer Frage verbun-
den:  Werden Menschenrechte, Umwelt und Mitsprache verbind-
lich geschützt oder bleiben sie hinter Handelsinteressen zurück?

Wenn Lieferketten Landschaften verändern
Im Amazonas wird sichtbar, wie Lieferketten Landschaften ver-
ändern. Der Tapajós-Fluss ist Teil eines Korridors, über den Soja, 
Holz und weitere Güter aus dem Landesinneren nach Santarém 
und von dort auf internationale Märkte gelangen. Geplant oder 
diskutiert werden Wasserstrassen, Häfen und Eisenbahnprojekte. 
Befürworter:innen verweisen auf einen Markt mit rund 270 Millionen 
Menschen, zollfreien Zugang für einen grossen Teil der Schweizer 
Exporte und mögliche Einsparungen von rund 155 Millionen Fran-
ken pro Jahr. Auf der Importseite stehen Agrarprodukte wie Fleisch, 
Soja, Zucker und Kaffee. Sie sind eng mit Landdruck, Entwaldung 
und industrieller Landwirtschaft verbunden, was für viele Indigene 
Gemeinschaften Eingriffe in ihren Lebensraum und in Jagd-, Fische-
rei- und Sammelgebiete bedeutet. Darum ist das Freihandelsab-
kommen mit Mercosur für Voices mehr als ein Wirtschaftsdossier.

Es geht nicht darum, jeden Handel mit Brasilien oder anderen 
Mercosur-Staaten abzulehnen. Entscheidend ist, welche Regeln 
gelten, wenn Handelsvorteile auf Regionen treffen, in denen 
Landrechte umkämpft sind. Für Indigene Gemeinschaften ist Mit-
sprache kein Zusatz. Sie ist Voraussetzung dafür, dass wirtschaft-
liche Entwicklung nicht zur Vertreibung wird. Deshalb braucht 
das Mercosur-Abkommen verbindliche und überprüfbare Regeln 
zum Schutz von Wald, Landrechten und freier, vorheriger und in-
formierter Zustimmung. Diese Rechte müssen mehr sein als eine 
Fussnote in Nachhaltigkeitstexten.
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Editorial

«Nachhaltige Systeme stärken, statt problematische Struk-
turen stabilisieren.» Treffend formuliert Dr. Elisabeth 
Bürgi im Interview (S.8), was das Ziel politischen Han-
delns sein sollte. Dennoch finden sich zahlreiche Beispiele, 
in denen genau das Gegenteil geschieht. 

Zu diesen Beispielen gehören aus Sicht von Voices die Frei-
handelsabkommen mit Malaysia, den Mercosur-Staaten 
und der Volksrepublik China. Im Hauptartikel (S.1-3) 
lesen Sie, wie sich diese Abkommen auf Menschenrech-
te, Umwelt und Mitsprache Indigener Gemeinschaften 
auswirken – und weshalb Voices das Referendum gegen 
das Palmöl-Abkommen mit Malaysia unterstützt. Danke, 
dass Sie den beigelegten Bogen noch heute unterschreiben 
und zurücksenden. Damit setzen Sie ein Zeichen, dass 
auch Sie sich «nachhaltige Systeme» wünschen, die Men-
schenrechte und Umweltschutz an oberste Stelle setzen. 

Um Systeme nachhaltig zu verändern, braucht es Aus-
dauer für die kleinen Schritte und Mut, sich gegen dieje-
nigen zu stellen, die von den problematischen Strukturen 
profitieren. Voices arbeitet mit Partner:innen, deren Mut 
und Ausdauer unerschöpflich scheinen. Davon lesen Sie 
im Artikel auf Seite 6, der aufzeigt, wie sich Freihandel  
mit China auf die Grundrechte und Sicherheit von 
Tibeter:innen und Uigur:innen in der Schweiz aus- 
wirkt – und wie sich Voices gemeinsam mit Betroffenen 
für den Schutz dieser Gemeinschaften einsetzt. 

Von Mut spricht auch der Artikel über Indigene 
Aktivist:innen aus Russland, die ihre Menschenrechts- 
arbeit trotz massiver Repression aus dem Exil weiterfüh-
ren (S.7), und das Update zur MRN-Bauxit-Mine  
im Amazonas (S.7) zeigt, dass Ausdauer für Verände-
rungen unerlässlich ist. 

Voices bleibt deshalb dran: Gemeinsam. Lautstark. Für 
Menschenrechte. Ich zähle dazu auf Ihre Unterstützung 
und wünsche Ihnen eine anregende Lektüre.
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Holztransport im Indigenen Territorium Cachoeira Seca im brasilianischen Amazonas. Das Bild macht sichtbar, warum Handelsabkommen verbindliche Regeln 
brauchen: Es geht um Fragen von illegaler Abholzung, Landraub und Indigenen Rechten.

Palmöl als wiederkehrender Prüfstein
Ähnliche Fragen stellen sich beim Abkommen mit Malaysia. Für 
Schweizer Unternehmen geht es um besseren Zugang zu einem 
wichtigen Markt in Südostasien, etwa für Maschinen, Pharma
industrie, Präzisionsinstrumente und Uhren. Gleichzeitig sieht das 
Abkommen Zollerleichterungen für 12'500 Tonnen Palmöl vor. Ge-
nau dagegen richtet sich das Referendum, das wir als Teil der Allianz  
gegen Regenwald-Abholzung unterstützen. Unsere Kritik richtet 
sich nicht gegen Malaysia als Handelspartner. Sie richtet sich ge-
gen ein Abkommen, das aus unserer Sicht keine griffigen Mass-
nahmen gegen Entwaldung und Menschenrechtsverletzungen 
vorsieht. 

In Malaysia sind rund 460'000 Hektaren Regenwald akut durch 
die Palmölindustrie bedroht. Gleichzeitig bleibt Zwangsarbeit im 
Palmöl- und Elektroniksektor ein Thema. Die Debatte erinnert an 
Indonesien: 2021 kam im Fall Indonesien erstmals ein Schweizer  
Freihandelsabkommen zur Abstimmung. Im Zentrum stand 
ebenfalls Palmöl. Es wurde nicht vollständig liberalisiert, son-
dern kontingentiert und an Nachhaltigkeitsnachweise geknüpft.  
Befürworter:innen sahen darin ein Modell, Kritiker:innen be- 
fürchteten zuviele Kontrollen. Genau diese Frage ist heute wieder  
aktuell: Reichen Auflagen auf dem Papier, wenn ihre Umsetzung 
schwer überprüfbar bleibt?

Menschenrechte sind kein Nebenthema
Nicht alle Handelsfragen betreffen Umwelt- und Landwirtschafts-
fragen. Das China-Dossier zeigt eine andere Dimension. Die 
Schweiz war 2014 eines der ersten europäischen Länder mit einem 
umfassenden Freihandelsabkommen mit China. Für die Export-
wirtschaft brachte es Vorteile. Doch Menschenrechte sind darin 
nicht ausdrücklich und verbindlich verankert. Für unsere Arbeit 
ist das zentral. Gemeinsam mit tibetischen und uigurischen Part-
nerorganisationen machen wir auf Repression, Überwachung und 
transnationale Einschüchterung aufmerksam. Wenn die Schweiz 

ihre Handelsbeziehungen mit China vertieft, darf sie diese Realität 
nicht ausblenden. 2024 übergaben wir mit Partnerorganisationen 
eine Petition gegen eine Weiterentwicklung des Abkommens ohne 
Menschenrechte mit 14'063 Unterschriften an den Bund. Eine rote 
Linie auf dem Bundesplatz machte sichtbar: Freihandel mit China 
darf nicht ohne Menschenrechte ausgebaut werden.

Wer entscheidet mit?
All diese Beispiele zeigen: Wenn Marktzugang wichtiger wird als 
Grundrechte, geraten besonders jene unter Druck, die ohnehin 
wenig Schutz haben: Minderheiten, Aktivist:innen, Angehörige von 
Gemeinschaften im Exil. Dialog allein reicht dann nicht. Es braucht 
verbindliche Kriterien, Folgenabschätzungen und klare rote Linien. 
Mercosur, Malaysia, China und der Rückblick auf Indonesien füh-
ren zur gleichen Grundfrage: Wer hat eine Stimme, wenn Handels-
politik gemacht wird? In Abkommen wird detailliert über Zölle, 
Ursprungsregeln und Marktzugang verhandelt. Für betroffene 
Gemeinschaften sind andere Fragen ebenso wichtig: Werden sie 
konsultiert, bevor Projekte ihre Territorien verändern? Gibt es 
wirksame Beschwerdemechanismen? Können Unternehmen zur 
Verantwortung gezogen werden, wenn sie von Landraub, Zwangs-
arbeit oder Repression profitieren? Nachhaltigkeitskapitel, Um-
weltbestimmungen und internationale Arbeitsrechte sind wich-
tige Schritte. Doch sie nützen wenig, wenn sie im Konfliktfall nicht 
durchgesetzt werden können. 

Für uns stellt sich deshalb nicht die Frage, ob die Schweiz Handel 
treiben soll. Entscheidend ist, unter welchen Bedingungen sie es 
tut. Schweizer Wohlstand darf nicht darauf beruhen, dass anders-
wo Rechte übergangen, Wälder gerodet oder Stimmen zum Schwei-
gen gebracht werden. Für eine verantwortungsvolle Handelspolitik 
brauchen Märkte klare Grenzen. Und Mitsprache.

Text: Melisa Okçuoglu, Praktikantin Kommunikation

Unsere Haltung in Kürze

China: Menschenrechte verbindlich verankern, keine 
Ausweitung ohne Schutz vor Repression und Einschüch-
terung.

Mercosur: Wald, Landrechte und Mitsprache Indigener 
Gemeinschaften überprüfbar schützen.

Malaysia: Keine Zollerleichterungen für Palmöl ohne 
wirksame Regeln gegen Entwaldung und Zwangsarbeit.

Titelbild: Am Tapajós-Fluss im brasilianischen Amazonas, 2022: Indigene 
Aktivist:innen der Gemeinschaft der Tupinambá befestigen Transparente auf 
einem Holztransportschiff. Sie protestieren damit gegen Abholzung und die 
Ausbaggerung des Flusses für den Welthandel. © Leonardo Milano

Anna Leissing, Geschäftsleiterin Voices



 
     

Drei Abkommen zeigen: Freihandel bringt wirtschaftliche Vorteile für die Schweiz. Doch entlang globaler Lieferketten gera-
ten auch Umwelt, Menschenrechte und Indigene Gemeinschaften unter Druck.

Schweizer Freihandel mit Folgen
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Bilaterales FHA  
Schweiz–China. 
Es senkt Zölle,  

erleichtert Handel 
und wird derzeit  
modernisiert.

FHA zwischen der EFTA–
Schweiz, Norwegen, Island

und Liechtenstein –
und den Mercosur-Staaten
Brasilien, Argentinien,
Paraguay und Uruguay.
Politisch umstritten.

FHA zwischen EFTA und  
Malaysia. Es erleichtert  
Handel, Investitionen und  
öffentliche Beschaffung.

Besserer Marktzugang
und tiefere Zölle
für Schweizer 
Unternehmen.

Neue Exportchancen 
und tiefere Zölle für 
Schweizer Firmen.

Bessere Chancen für  
Schweizer Exporte in  

Südostasien.

Keine verbindlichen  
Menschenrechtsklauseln.  
Kritik wegen Repression

in Tibet und
Ostturkestan.
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Klima, Landwirtschaft  

und Indigene 
Rechte.

Kritik wegen Palmöl,  
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und schwachen 
Kontrollen.

• In Kraft seit 2014 
• China: wichtiger 
Handelspartner 

• Verhandlungen abge- 
schlossen seit August 2026
• Menschenrechte nicht 
verbindlich verankert

• Markt: rund 270 Mio. Menschen 
• 96 % der Schweizer 
Exporte zollfrei geplant 
•  Nationalrat Nein; 
Ständerat am Zug 

• Über 155 Mio. CHF Zoll- 
ersparnis pro Jahr

• Unterzeichnet am  
23.6.2025

• Noch nicht in Kraft
• Parlament genehmigte 

2026
• Referendum läuft;  

12’500 t Palmöl betroffen

2013 2014 2020 2021 2024 2025 2026

Voices warnt vor China- 
FHA ohne Menschenrechte

Freihandelsabkommen mit 
China tritt in Kraft

Landrechte und Abholzung 
im Amazonas im Fokus

Indonesien-FHA mit Refe-
rendum; Palmöl im Fokus

Voices fordert Menschen-
rechte bei der Weiterent-
wicklung des China-FHA

Malaysia- und Mercosur-
FHA unterzeichnet

Drei Abkommen bleiben aktuell: Refe-
rendum gegen Malaysia, Mercosur im 
Parlament, China ist fertig verhandelt.

MENSCHENRECHTSVERLETZUNGEN DRUCK AUF INDIGENE TERRITORIEN 
ZWANGSARBEIT UND SCHLECHTE 

ARBEITSBEDINGUNGEN 
NACHHALTIGKEITSREGELN 
SCHWER DURCHSETZBAR

GEMEINSAME RISIKEN

China

Brasilien

Argentinien Uruguay

Paraguay

Malaysia
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Gut eineinhalb Jahre nach dem Bundes-
ratsbericht ist Transnationale Repressi-
on aus China stärker auf der politischen 
Agenda. Griffige Massnahmen fehlen 
jedoch weiterhin. Voices und ihre tibeti-
schen und uigurischen Partner füllen das 
Vakuum mit Sicherheitsworkshops, Ver-
netzung und Veranstaltungen.

Das Beispiel St. Gallen zeigt das Problem: 
Eine Interpellation im Kantonsrat vom 
Juni 2025 thematisierte Tibeter:innen und 
Uigur:innen, die von China überwacht, 
ausspioniert und unter Druck gesetzt wer-
den. Die Antwort der Kantonsregierung 
zeigte die Grenzen ihrer Zuständigkeit: Für 
Lageanalyse und Abwehr ist primär der 
Bund zuständig. Dort fehlen jedoch direk-
te Anlaufstellen. Für Betroffene bleibt des-
halb unklar, wohin sie sich bei Repression 
durch China wenden können.

Zusammenarbeit zeigt Wirkung
Dass Transnationale Repression stärker 
auf Stadt- und Kantonsebene thematisiert 
wird, ist massgeblich der langjährigen Zu-
sammenarbeit von Voices mit tibetischen 
und uigurischen Partnerorganisationen zu 
verdanken. 2018 verfassten sie anhand von 
Augenzeugenberichten einen Bericht zur 
Lage der Tibeter:innen in der Schweiz. Er 
zeigte, wie ihre Rechte und Anliegen mit der 
Annäherung an China in den Hintergrund 
gerieten. 2014 trat das bilaterale Freihan-
delsabkommen in Kraft. Im selben Jahr 
harmonisierte das Staatssekretariat für Mi-
gration die Herkunftsbezeichnung in Aus-

länderausweisen von Tibeter:innen: Statt 
«Tibet» stand neu «Herkunft: China (Volks-
republik)». Damit war für Tibeter:innen 
ohne Schweizer Pass die Vertretung des 
Regimes zuständig, vor dem sie geflohen 
waren.

Der Bericht dokumentierte Einschränkun-
gen der Meinungsäusserung beim Staats-
besuch von Xi Jinping im Januar 2017: Aus 
Sorge vor politischen und wirtschaftlichen 
Folgen wurden Meinungs- und Versamm-
lungsfreiheit zu Tibet stark eingeschränkt. 
Auch auf die Überwachung und Kontrolle 
der tibetischen Diaspora durch die chinesi-
sche Regierung wies der Bericht hin.

Bundesrat anerkennt das Problem
Darauf lancierten Voices und ihre Partneror-
ganisationen eine Petition. Am 10. Septem-
ber 2018 überreichten sie Bundesrat und 
Parlament 11’330 Unterschriften. Sie for-
derten mehr Einsatz für die Menschenrech-
te in Tibet, freie Meinungsäusserung und 
besseren Schutz vor Überwachung. Darauf-
hin verabschiedete das Parlament ein Pos-
tulat, das den Bundesrat beauftragte, die 
Situation der Tibeter:innen in der Schweiz 
genauer zu untersuchen. Auf Anstoss der 
Nationalrätin und Voices-Präsidentin Chris-
tine Badertscher wurde der Auftrag auf 
Uigur:innen ausgeweitet. Im Februar 2025 
bestätigte der Bundesrat: Tibeter:innen 
und Uigur:innen werden in der Schweiz von 
der chinesischen Regierung unter Druck 
gesetzt, überwacht und teilweise in ihren 
Grundrechten behindert.

Seit dieser Anerkennung ist wenig ge-
schehen: Der Bund prüft konkrete Schutz-
massnahmen. Gleichzeitig schreiten die 
Verhandlungen zur Erweiterung des Frei-
handelsabkommens Schweiz-China voran: 
Mitte August liess der Bundesrat verlauten, 
dass die Verhandlungen abgeschlossen sei-
en. Die Menschenrechte werden darin zwar 
in der Präambel erwähnt, doch ihre Durch-
setzung ist nicht verbindlich geregelt. Da-
mit kann der Schutz und die Sicherheit von 
Tibeter:innen und Uigur:innen aus Sicht von 
Voices nicht genug gewährleistet werden.

Zivilgesellschaft stärken
Während die offizielle Schweiz bei Trans-
nationaler Repression nur langsam vo-
rankommt, arbeitet Voices mit starken 
Partner:innen weiter und hält den Druck 
aufrecht: Wir organisieren Sicherheitswork-
shops, stärken die Resilienz und vernetzen 
Betroffene, Zivilgesellschaft, Wissenschaft 
und Politik. Im Februar kritisierten Voices 
und ihre Partnerorganisationen in einer 
Deklaration fehlende Schutzmassnahmen 
und den mangelnden Einbezug Betroffe-
ner. Anfang Juli wirkten Voices und ihre 
Partner:innen an einer Konferenz der Uni-
versität Zürich mit, die Zivilgesellschaft, For-
schende und Betroffene zu Transnationaler 
Repression zusammenbrachte. Anfang De-
zember diskutiert Voices im Rahmen der «16 
Tage gegen Gewalt an Frauen» mit uiguri-
schen Aktivistinnen in Zürich und Genf über 
digitale Gewalt gegen Uigur:innen.

Text: Selina Morell, Programmleiterin China

Transnationale Repression aus China Menschenrechte in Russland

Was uns Hoffnung macht: Starke Partnerschaften gegen Repression

Am von Voices und Partnerorganisationen organisierten Workshop zu Transnationaler Repression im Februar 2026 beschäftigten sich die Teilnehmenden 
unter anderem mit dem Thema verschlüsselte Kommunikation.

Die Aktivist:innen Irina Kurilova (Jukagir, links im Bild) und Mariia Michurova (Sámi) am 
EMRIP 2026 in Genf.
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Die internationale Solidarität gibt Hoffnung

Der im Mai veröffentlichte Bericht zur Bauxit-
Mine MRN im brasilianischen Amazonas zeigt 
auf, dass die Risiken eines Dammbruchs un-
terschätzt werden. Er wurde auch in Brasili-
en wahrgenommen.

Nicht nur Schweizer Medien griffen den Be-
richt auf. Die Einschätzungen des Damm-Ex-
perten und Verfassers Dr. S.H. Emerman, dass 
die Risiken eines Dammbruchs bei der Bauxit-
Mine unterschätzt und zu wenig zum Schutz 
der dort lebenden Flussgemeinschaften un-
ternommen würde, wurden auch in Brasilien 
gehört. Ausserdem wurden die Ergebnisse des 
Berichts auf verschiedenen brasilianischen 
Online-Portalen veröffentlicht, so auf einer 
Plattform zu Infrastruktur-Projekten, einer 
Plattform zum Schutz des Amazonas und auf 
zwei lokalen Nachrichten-Portalen der Ama-
zonas-Region.

Anlässlich der Generalversammlung des 
Rohstoff-Konzerns Glencore, mit 45 Prozent 
Aktionär der Bauxit-Mine MRN, hatte Voices 
den neuen Bericht veröffentlicht und mit ei-
ner visuellen Aktion von Glencore gefordert, 
sich bei MRN für Sicherheit und Transparenz 
einzusetzen.

Voices führt die Kampagne in der Schweiz wie 
auch in Brasilien weiter. So ist Ende Jahr ein 
online-Workshop und Anfang 2027 einer vor 
Ort geplant, damit der Damm-Experte Dr. S.H. 
Emerman den Flussgemeinschaften seine Er-
gebnisse präsentieren und ihre Fragen persön-
lich beantworten kann.

Text: Dominique Schärer, Kommunikation

Bericht zu Bauxit-Mine MRN 
findet Echo in Brasilien 

Die Lage von Indigenen Gemeinschaften und Menschenrechtsaktivist:innen 
in Russland ist prekär. Doch es gibt immer wieder wichtige Zeichen inter-
nationaler Solidarität. So auch während des UNO-Experten-Mechanismus 
über die Rechte Indigener Völker (EMRIP), der vom 13. bis 17. Juli in Genf  
stattfand: Indigene Aktivist:innen aus Russland sprachen über die aktuelle 
Situation in ihrer Heimat und über ihre Motivation, sich aus dem Exil weiter-
hin für die Menschen vor Ort einzusetzen.

«Wir sehen es als unsere Hauptaufgabe an, über die Repression und Kriminali-
sierung in Russland zu berichten. Denn diejenigen, die noch im Land sind, kön-
nen nicht darüber sprechen», sagt Mariia Michurova. Damit unterstreicht sie, 
dass sie ihre Hoffnung und ihr Engagement für die Menschenrechte in Russland 
keinesfalls aufgeben will – auch nicht im Exil. Sie reiste Mitte Juli an den EMRIP 
nach Genf, um über ihre Flucht, ihr Engagement und die Situation in Russland 
zu sprechen.

Seit 2013 kriminalisiert der Kreml unabhängige Menschenrechtsorganisatio-
nen und Indigene Aktivist:innen systematisch. 2025 erhöhte der Kreml den 
Druck auf Aktivist:innen mit dem Vorwurf der Beteiligung bei terroristisch  
eingestuften Gruppierungen.

Solidarität für Daria Egereva
Im Dezember 2025 fand eine landesweite Razzia statt, bei der Angehörige In-
digener Gemeinschaften und Aktivist:innen durchsucht, verhört und teilweise 
verhaftet wurden. Eine der festgenommenen Personen ist Daria Egereva. Zu-
sammen mit ihrer Kollegin Natalia Leongardt ist sie seitdem in einem russi-
schen Gefängnis. Den beiden Frauen drohen Haftstrafen von bis zu 20 Jahren. 
Egereva setzt sich im Rahmen von UNO-Mechanismen für Indigene Rechte und 
für Klimaschutz ein.

Nach der Razzia blieb Betroffenen nur noch die Flucht ins Exil. Doch sie geben 
nicht auf und erheben ihre Stimme aus der Ferne. Auch die internationale So-
lidarität ist gross: NGOs, unzählige Personen aus der Zivilgesellschaft und ein 
offener Brief von zehn UNO-Sonderberichterstatter:innen an die russische Re-
gierung forderten lautstark die Freilassung der beiden Frauen.

Text: Ruth Arbenz, Praktikantin Kommunikation
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News!

Was, wenn der Damm bricht? Die Visualisierung mit 
KI (rechts) zeigt mögliche Folgen für die Bevölkerung. 
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«Nachhaltigkeit gehört ins Zentrum»
Handelsabkommen öffnen nicht nur Märkte. Sie bestimmen mit, welche Produktionsweisen wo gestärkt werden und wer die Folgen 

trägt. Rechtsexpertin Prof. Dr. Elisabeth Bürgi erklärt, was es heisst, Nachhaltigkeit ins Zentrum eines Abkommens zu stellen.

Woran erkennt man ein gutes Freihandelsabkommen?
Ich spreche lieber von Handelsabkommen als von Freihandelsab-
kommen. Denn selten erwirken Handelsverträge wirklich «Frei-
handel» auf allen Ebenen. Handel kann wichtig sein, wenn Regeln 
helfen, den Austausch verlässlich zu gestalten und Produktionswei-
sen zu stärken, die sozial und ökologisch tragfähig sind. Wir soll-
ten weniger Volumen und mehr Qualität handeln – also weniger 
Rohstoffe, dafür mehr verarbeitete Produkte, die Wertschöpfung 
vor Ort schaffen. Darum gehört Nachhaltigkeit ins Zentrum eines 
Abkommens.

Aktuell wird über Mercosur diskutiert. Warum ist dieses Abkom-
men ein Prüfstein?
Die Schweiz erhält Exportchancen, dafür wird der Zugang für Ag-
rarprodukte wie Fleisch, Sojaöl oder Mais in die Schweiz und die 
EFTA-Länder gestärkt. In den Mercosur-Ländern gibt es im Agrar-
bereich problematischere und weniger problematische Produkti-
onssysteme. Das Mercosur-Abkommen schreibt jedoch nicht vor, 
aus welchen Systemen die Produkte stammen sollen. Zollvorteile 
werden z.B. nicht explizit nur für Produkte gewährt, für die keine 
Wälder zerstört, keine Menschenrechte verletzt und Indigene Ge-
meinschaften konsultiert wurden.

Was bedeutet es beim Mercosur-Abkommen, dass das Nachhal-
tigkeitskapitel nicht der normalen Streitbeilegung untersteht?
Das Nachhaltigkeitskapitel ist rechtlich verbindlich, unterliegt aber 
nicht der Streitbeilegung. Die Schweiz könnte also nicht direkt vor 
Schiedsgericht rügen, dass Brasilien Menschenrechte missachtet. 
Würde sie jedoch Zollkontingente aussetzen, weil bei der Produkti-
on Menschenrechte verletzt werden, und Brasilien dagegen klagen, 
könnte das Nachhaltigkeitskapitel wohl zur Auslegung beigezogen 
werden. Das setzt allerdings voraus, dass die Schweiz handelt, 
wenn sie Missstände feststellt. Im Indonesien-Abkommen wurde 
ein anderer Ansatz gewählt: Palmöl erhält nur dann erleichterten 
Zugang, wenn es nach bestimmten Nachhaltigkeitskriterien produ-
ziert wurde.

Im Mercosurabkommen gibt es diese Verknüpfung nicht. Welche 
Hebel bleiben der Schweiz trotzdem?
Sie kann Regeln setzen, die für alle Importprodukte gelten sollen: 
sie kann etwa wie die EU verlangen, dass die Produkte nicht aus 
entwaldeten Gebieten oder aus Zwangsarbeit stammen dürfen, sie 
kann beim Import die Produkte auf Pestizid-, Hormon- und Antibio-
tika-Rückstände überprüfen und sie kann Branchenvereinbarun-

gen stärken. Menschenrechtsverletzungen, massive Umweltzerstö-
rung oder fehlende Konsultation Indigener Gemeinschaften dürfen 
nicht indirekt belohnt werden. Natürlich wäre auch mit Gegenwind 
von Seiten der Mercosur-Staaten zu rechnen, doch können solche 
Auseinandersetzungen auch die Standards voranbringen.

Wie müssten Betroffene – etwa Indigene Gemeinschaften – in Ver-
handlung und Umsetzung von Handelsabkommen einbezogen 
werden?
Idealerweise würden diese Stimmen schon zu Beginn der Ver-
handlungen gehört, damit die Regeln nach ihren Bedürfnissen 
ausgestaltet werden können. Wichtig wären frühzeitige, ernsthafte  
Konsultationen mit Zivilgesellschaft, Umweltorganisationen, Ge-
werkschaften, Indigenen Organisationen sowie Kleinbäuerinnen 
und Kleinbauern und ein Austausch der Ergebnisse zwischen den 
Verhandlungspartnern. Nach Inkrafttreten könnte die Schweiz aber 
schon jetzt ein Verfahren schaffen, über das Betroffene und NGOs 
Missstände auf diskrete Art melden können. 

Was wäre Ihre Mindestbedingung für künftige Abkommen?
Nachhaltigkeit und Menschenrechte könnten zentrale Bestand-
teile des Abkommens sein, und alle Zugeständnisse könnten an 
Mindestbedingungen geknüpft werden – natürlich müssen dann 
auch die Verhandlungspartner einverstanden sein. Ein Handelsab-
kommen ist dann sinnvoll, wenn es nachhaltige Systeme stärkt und 
problematische Strukturen nicht zusätzlich stabilisiert. Doch auch 
mit dem aktuellen Abkommen hat die Schweiz bereits Spielraum. 
Es braucht aber politischen Willen, diesen zu nutzen. Dies braucht 
Ressourcen und die Bereitschaft, sich auch mal mit den Partner-
staaten zu reiben.

Interview: Melisa Okçuoglu, Praktikantin Kommunikation / Foto: Manu Friederich 

Zur Person: Prof. Dr. Elisabeth Bürgi 
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wortung, Landrechten und menschenrechtlichen Fragen 
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